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Ausgeprägte Zweifel an der wirtschafts- und finanzpolitischen Entwicklung in Griechenland JOHN KOLESIDIS / REUTERS

ANZEIGE

Griechenland und Europa – Dezentralisierung als Lösung
Gute Wirtschafts- und Finanzpolitik als Ziel. Von Reiner Eichenberger und David Stadelmann

Sollte Griechenland den Euro
aufgeben, wären die Kosten hoch
und die erzielbaren Erträge un-
sicher. Besser wäre es, die Insti-
tutionen des Landes zu verbes-
sern, um die Anreize der politi-
schen Entscheidungsträger für
eine gute Politik zu stärken.

Viele sehen die Krise Griechenlands im
Euro begründet. Eine eigene griechi-
sche Währung könne flexibel abwerten
und so das Land wieder wettbewerbs-
fähig machen. Deshalb wird immer lau-
ter gefordert, Griechenland möge aus
dem Euro austreten oder zumindest
eine eigene Parallelwährung einführen.
Beides führt ins Armenhaus, löst die
wahren Probleme nicht und schafft An-
steckungsgefahren. Wirkliche Rettung
bieten nur grundlegende Reformen der
politischen Institutionen.

Hohe Kosten bei Euro-Austritt
Bei einem Ausstieg aus dem Euro mit
anschliessender Einführung einer ei-
genen, abgewerteten Währung werden
kurzfristig die Importe teurer und die
Exporte billiger. Doch wichtiger ist, was
mit den Vermögen und Schulden
passiert. Wenn die Anlagen auf grie-
chischen Banken unter Zwang in die
neue Währung umgetauscht werden
müssen, werden Guthaben und Schul-
den gegenüber heute stark entwertet,
was eine massive Umverteilung zwi-
schen Gläubigern und Schuldnern be-
wirkt. Entsprechend ist mit starker Ka-
pitalflucht und Bankenzusammenbrü-
chen zu rechnen, sobald der Ausstieg
absehbar wird. Noch schlimmer wird es,
wenn dann in anderen Ländern der glei-
che Schritt und die gleichen Reaktionen
erwartet werden.

Die Einführung einer Parallelwäh-
rung hätte ähnlich schwerwiegende
Konsequenzen. Dabei blieben die be-
stehenden Vermögen und Schulden
wohl unangetastet in Euro erhalten. Die
neue Währung würde vom Staat für
seine laufenden Verpflichtungen ver-
wendet und für Steuerzahlungen akzep-
tiert. So könnte sie gegenüber dem
Euro frei «floaten», sprich stark abwer-
ten. Das heisst aber, dass die Vermögen
und Schulden, die in Euro bleiben, mas-
siv an Wert gewinnen. Beispielsweise
hätte dann ein griechischer Staatsange-
stellter neu einen viel tieferen realen
Lohn, aber noch seine alten Euro-
Hypothekarschulden. Insgesamt ergäbe
sich wiederum schlagartig ein weit tiefe-
rer Lebensstandard.

Langfristig unsichere Erträge
Durch die Abwertung würden zwar die
Exportchancen verbessert. Doch der
Aufbau einer leistungsfähigen Export-
industrie würde Jahre dauern. Er erfolgt
nur, wenn die Investoren erwarten, dass
die zukünftige Politik vernünftig ist, also
die Infrastruktur verbessert wird, die un-
sinnigen Regulierungen abgebaut wer-
den und die Korruption verkleinert wird,
und wenn der neue Geldwert relativ sta-
bil bleibt. Dafür braucht es aber grund-
legende Reformen der politischen Pro-
zesse und Marktöffnungen – sprich all
das, was die griechischen Regierungen
über Jahrzehnte vernachlässigt haben.

Tatsächlich ist unklar, ob eine zu-
künftige griechische Regierung mit ei-
ner eigenen Währung bessere Anreize
hat, eine vernünftige und nachhaltige
Politik zu betreiben. Sie würde wohl
versuchen, direkt oder indirekt über
eine «unabhängige» Zentralbank die
Wirtschaft mittels aktiver Geldpolitik
zu beeinflussen. Das mag ihr kurzfristig
Vorteile bringen, längerfristig aber In-
flation und so der gesamten Volkswirt-
schaft hohe Kosten verursachen.

Wenn die neue griechische Währung
nicht stabil ist, sondern wegen höherer
Inflation an Wert verliert, werden die
Verteilungskämpfe härter, die Nominal-
zinsen höher und das Investitionsklima
schlechter – insbesondere weil die Be-
steuerung auf die durch die Inflation
aufgeblähten nominalen statt die realen

Kapitalerträge zielt. Allein durch eine
eigene Währung würde Griechenland
deshalb nicht zu einem neuen Tiger-
staat, sondern viel eher in die Vergan-
genheit zurückgeworfen werden.

Institutionelle Reformen nötig
Als Alternative zum Austritt aus dem
Euro empfiehlt die Europäische Union
(EU) ihr bisheriges «Reformpro-
gramm». Ein Sparprogramm mit Aus-
gabenkürzungen und Einnahmenerhö-
hungen. Leider scheint dabei der Wir-
kungsmechanismus von Sparprogram-
men missverstanden worden zu sein. Ihr
ganzer Sinn besteht darin, dass die zu-
künftig erwartete Steuerlast sinkt.

Kurzfristiges Sparen wirkt nur, wenn
die Bürger erwarten, dass der Staat auch
in Zukunft sparsam mit seinen Mitteln
umgeht und die Steuerbelastung länger-
fristig sinkt. Dafür wurde bisher aber
nur wenig getan. Um die Staatseinnah-
men langfristig zu erhöhen, müssten die
vielen Steuerausnahmen und -abzüge
gestrichen und die Steuern auch einge-
trieben werden. Gleichzeitig aber müss-
ten die Steuersätze möglichst bald ge-
senkt werden, um Leistungs- und Inves-
titionsanreize zu schaffen. Stattdessen
wurden die Steuersätze erhöht ohne
Aussicht auf zukünftige Senkungen, was
die Anreize verschlechtert und die Steu-
erhinterziehung nur noch zusätzlich för-
dert. Zugleich wurde während der Krise
klar, dass die Regierung weitgehend
reformunfähig bleibt. Das macht es un-
glaubwürdig, dass das heutige griechi-
sche System in Zukunft eine bessere
Politik hervorbringen wird. Schliesslich
gibt es keinen Grund, anzunehmen, zu-
künftige griechische Entscheidungsträ-
ger seien fähiger oder ethischer oder
hätten mehr Glück.

Was also tun? Es gilt, den Haupt-
punkt der modernen politischen Öko-
nomie ernst zu nehmen: Wirtschaftliche
Erfolge sind das Ergebnis guter Wirt-
schafts- und Finanzpolitik, die wieder-
um ist das Ergebnis der Anreize der
relevanten politischen Entscheidungs-
träger. Diese Anreize werden durch die
politischen Institutionen geprägt. Ent-
sprechend ist die Krise Griechenlands
das Resultat der griechischen politi-
schen Institutionen. Sie müssen verbes-
sert werden, um die Anreize der politi-
schen Entscheidungsträger für gute Po-
litik zu stärken. Illustrativ dafür ist die
Schweiz. Sie ist eines der reichsten Län-
der mit zufriedenen Einwohnern, weil
sie besonders gute politische Institutio-
nen hat, insbesondere kleinräumigen
Föderalismus und direkte Demokratie.
Auch den Deutschen, den US-Amerika-
nern oder den Skandinaviern geht es
gut. In all diesen Fällen spielen Dezen-

tralisierung und der mit ihr einher-
gehende offene politische Wettbewerb
zwischen Gemeinden, Gliedstaaten und
unabhängigen Ländern im selben Kul-
tur- und Sprachraum eine Rolle.

Auch aus Sicht der modernen Öko-
nomik schafft Dezentralisierung durch
föderalistischen Wettbewerb und echte
lokale Eigenverantwortung Wohlstand
und Wachstum. Sie fördert den sparsa-
men Umgang mit den knappen öffent-
lichen Mitteln, erhöht die Steuermoral
der Bürger, verhindert übermässiges
Wachstum des Staatsapparates und gibt
den politischen Entscheidungsträgern
Anreize, die Wirtschaft vernünftig zu
regulieren.

Dezentralisierung als Lösung
Zudem entlastet Dezentralisierung die
Zentralregierung, die sich auf ihre wirk-
lichen Aufgaben konzentrieren kann.
Sie begünstigt die Entstehung neuer
fruchtbarer Institutionen; so wurden in
der Schweiz die Schuldenbremse oder
der neue «finanzkraftorientierte» Fi-
nanzausgleich zuerst auf kantonaler
Ebene entwickelt und erst dann auf
Bundesebene übertragen. Schliesslich
macht Dezentralisierung den politi-
schen Wettbewerb um die nationalen
Ämter erst funktionsfähig. In föderalis-
tischen Staaten gibt es viel mehr Politi-
ker mit einem einigermassen sicht- und
kontrollierbaren Leistungsausweis.
Deshalb sind dann auch die Wahlkämp-
fe und der politische Diskurs auf natio-
naler Ebene viel problemorientierter
und weniger von hohlen Versprechun-
gen geprägt.

Das heutige Griechenland ist das
pure Gegenteil der bekannten Erfolgs-
modelle. Es ist das am stärksten zentra-
lisierte Land der Euro-Zone. Genau aus
diesem Grund wird auch immer nur von
griechischen Staatsschulden und -ver-
mögenswerten, aber nie von jenen der
Gebietskörperschaften gesprochen. Es
liegt auf der Hand, dass in einem zu
stark zentralisierten Staat niemand Zeit
und Ressourcen aufwendet, um sich für
allgemeine Sparsamkeit und nachhal-
tige Politik einzusetzen. Vielmehr ist ge-
nau das Gegenteil der Fall. Das lokale
Steueraufkommen hat praktisch nichts
mit den Einnahmen der lokalen Kör-
perschaften zu tun, weil zuerst alles
Geld nach Athen fliesst.

Deshalb sind weder die Lokalpoliti-
ker noch die Bürger an effizienter Mit-
telverwendung, hoher Standortattrakti-
vität und Steuerehrlichkeit interessiert.
Vielmehr betätigen sich die Politiker
verständlicherweise vor allem als «Beu-
tejäger» in Athen, um sich einen mög-
lichst grossen Teil des zu verteilenden
Kuchens zu sichern. Aber niemand hat

Anreize, sich ernsthaft dafür einzuset-
zen, den Kuchen durch gute Politik für
die Zukunft zu vergrössern. Da die
Transfers aus Athen in die Regionen un-
abhängig vom lokalen Steueraufkom-
men fliessen, gibt es keinen sozialen
Druck, die Steuern gesetzeskonform zu
bezahlen. Wer Steuern bezahlt, schadet
seinen Nachbarn. Denn dann fliesst das
Geld nach Athen statt in den lokalen
Wirtschaftskreislauf.

Die völlig verfahrene Situation kann
nur gelöst werden, indem Griechenland
ernsthaft dezentralisiert wird. Das ist
gar nicht so schwierig, wie es auf den
ersten Blick vielleicht scheint. Grie-
chenland hat schon regionale und lokale
Gebietskörperschaften mit gewählten
Entscheidungsträgern, die aber keine
wichtigen autonomen Kompetenzen ha-
ben. Es gälte, diesen Körperschaften
schnell mehr Kompetenzen zu übertra-
gen und ihnen möglichst weitgehende
fiskalische Selbständigkeit mit eigenen
Steuern zu geben.

Bedingter Finanzausgleich
Dabei könnte auch der Weg des asym-
metrischen Föderalismus gewählt wer-
den, bei dem nicht alle Regionen die
gleichen Kompetenzen haben. Selbst-
verständlich soll es einen gewissen
Finanzausgleich geben, der aber mög-
lichst ungebunden sein sollte, um keine
falschen Anreize zu setzen.

Auch darf der Finanzausgleich Effi-
zienz nicht bestrafen, sondern sollte sie
belohnen. Insbesondere darf die Zen-
tralregierung nicht die Schulden und

Defizite der Gebietskörperschaften
übernehmen. Das ist aber unglaubwür-
dig, wenn der Zentralstaat die Mög-
lichkeit hat, die Schulden durch Infla-
tion systematisch zu verkleinern. Struk-
turreformen durch Dezentralisierung
sind besonders wirksam, wenn die
Geldpolitik unabhängig und glaubwür-
dig ist, was im Euro eher gilt als mit
einer neuen Drachme.

Natürlich würde Dezentralisierung
nicht alle griechischen Probleme auf
einen Schlag lösen. Sie würde aber
schnell zu besserer Politik und zu weit
besseren Aussichten für die Zukunft
führen. Weil sich diese auf den Finanz-
märkten schon in den heutigen Kursen
und Zinsen niederschlagen, würde sich
das Los Griechenlands sehr schnell ver-
bessern. Die üblichen Einwände ziehen
nicht: Dezentralisierung ist keine be-
sonders invasive Massnahme – wenn
man sie mit den realistischen Alternati-
ven vergleicht. Dezentralisierung führt
auch nicht zu mehr Ungleichheit –
Griechenland gilt heute als das EU-
Land mit den grössten regionalen Un-
terschieden. Und Dezentralisierung ist
auch nicht «ungriechisch». Das Land
hat damit schon hervorragende Erfah-
rungen gemacht. Das antike Griechen-
land war in seiner Zeit nicht nur der
Nabel der Welt, sondern es war – total
dezentralisiert.

Zu viel ist nicht möglich
Weshalb drängt die EU nicht auf echte
Dezentralisierung? Weil sie von Grie-
chenland nicht verlangen kann, was
viele andere Mitglieder nicht erfüllen.
Die EU kann nur verlangen, dass Grie-
chenland das tut, was die anderen auch
tun, nämlich ein Defizit von unter 3%
des Bruttoinlandprodukts anzustreben.
Und wie sehen aus der hier vertretenen
Perspektive die Aussichten für die ande-
ren EU-Länder aus? Portugal ist das am
zweitstärksten zentralisierte Euro-
Land. Die Folgen sehen wir. Italien ist je
nach Mass stark oder mittelstark zentra-
lisiert, hat aber immerhin schon ausge-
baute Gebietskörperschaften. Spanien
ist relativ dezentralisiert, aber die Re-
gionen können viel zu leicht auf Kosten
des Zentralstaates leben, weshalb sie
sich oft unverantwortlich verhalten.
Dank den vorhandenen Regionalstruk-
turen wäre aber in Spanien und Italien
ein wirkungsvoller Föderalismus relativ
einfach einzuführen. Bleibt Frankreich,
das stark zentralisiert und so aus der
hier vertretenen Perspektive weit pro-
blematischer als Italien und Spanien ist.
Angesichts von Frankreichs EU-Füh-
rungsanspruch bleibt da nur ein leises
Seufzen: armes Europa.
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